
Jährlich werden in Deutschland 117 Milliarden Stunden 
Sorgearbeit geleistet. Frauen leisten dabei täglich 
79 Minuten mehr unbezahlte Sorgearbeit als Männer – 
Jahr für Jahr, ohne Anerkennung, ohne Absicherung, 
mit gesundheitlichen Folgen. Wir fordern, dass diese 
Arbeit gesellschaftlich und politisch anerkannt 
wird und Sorgearbeit in allen Bereichen Berücksich-
tigung findet.

70 % der Eltern in Deutschland sind erschöpft oder 
ausgebrannt. Gleichzeitig werden die besonderen 
gesundheitlichen Belastungen von Sorgearbeit 
Leistenden bislang in keinem nationalen Gesundheits- 
ziel spezifisch berücksichtigt. Dabei erhöhen dauer-
hafte Mehrfachbelastungen das Risiko für damit 
verbundene psychische und körperliche Erkrankungen 
erheblich. 

Die Gesundheit von Sorgearbeit Leistenden muss 
deshalb als eigenständiges gesundheitspolitisches 
Handlungsfeld anerkannt, präventive Maßnahmen 
etabliert und gefördert werden und die Rechte von 
Patient*innen in diesem Bereich explizit gestärkt werden.

Sorgearbeit gesellschaftlich 
anerkennen

Nationales Gesundheitsziel 
entwickeln

Warum das wichtig ist

Warum das wichtig ist

Was Sie tun können

Was Sie tun können

Quellen: Destatis, WSI, Prognos 2024, BT-Drs. 20/14874, Grundgesetz

Quellen: KKH-Studie, Forza, Pronova BKK, Haufe Frauengesundheit
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Berücksichtigen Sie Sorgearbeit bei politischen 
Entscheidungen und Gesetzesvorhaben auf  
allen Ebenen und in allen Bereichen.

Beteiligen Sie Betroffene in Entscheidungs- 
prozessen.

Bringen Sie das Thema in politische Debatten 
innerhalb und außerhalb Ihrer Gremien ein.

Wenden Sie sich an das Müttergenesungswerk 
und besuchen Sie eine anerkannte Klinik  
des Müttergenesungswerks in Ihrem Wahlkreis.

Unterstützen Sie die Entwicklung eines nationalen 
Gesundheitsziels „Gesundheit von Sorgearbeit 
Leistenden schützen“ .

Setzen Sie sich dafür ein, dass dieses Gesundheits- 
ziel verbindlich in § 20 SGB V verankert wird.

Fördern Sie Präventionsstrategien, die die beson-
deren Belastungen von Sorgearbeit Leistenden 
gezielt berücksichtigen und langfristig finanzieren.
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Care-Manifest für  
Sorgearbeit Leistende 
Menschen, die Sorgearbeit leisten – Mütter, Väter, 
pflegende Angehörige – tragen diese Gesellschaft, 
oft unsichtbar und bis zur Erschöpfung. Durch Mehr- 
fachbelastungen wird Sorgearbeit auch zum 
gesundheitlichen Risikofaktor. Dabei ist Sorgearbeit 
systemrelevant und gesellschaftlich unverzichtbar. 
Der Schutz der Gesundheit und die Anerkennung der 

Leistung dieser Menschen brauchen deshalb stärkere 
Berücksichtigung. Als politische Entscheidungsträger* 
innen stellen Sie die Weichen für die Zukunft. 

Sieben Handlungsfelder. Sieben politische Weichenstellungen.

Hier finden Sie konkrete Ansatzpunkte, wie Sie  
Sorgearbeit Leistende und ihre Gesundheit aktiv  
und nachhaltig stärken können. 



Stationäre medizinische Vorsorge- und Rehabili- 
tationsmaßnahmen für Mütter, Väter und pflegende 
Angehörige sind gesetzliche Pflichtleistungen 
(SGB V). Dennoch geraten sie u. a. angesichts der 
angespannten Finanzlage der gesetzlichen 
Krankenversicherung immer wieder unter Spardruck.

Der gesetzliche Anspruch und die Finanzierung 
stationärer Vorsorge- und Rehabilitationsmaßnahmen 
für Sorgearbeit Leistende müssen langfristig 
sichergestellt werden. Prävention rechnet sich: 
Die Folgekosten unbehandelter Gesundheitsprobleme 
sind wesentlich höher.

Jede vierte Mutter in Deutschland benötigt eine 
stationäre medizinische Vorsorge- oder Rehabilitations- 
maßnahme. Gleichzeitig reichen die vorhandenen 
Kapazitäten nicht aus: Wartezeiten von bis zu einem 
Jahr führen dazu, dass sich gesundheitliche Beschwerden 
bis zum Maßnahmenbeginn weiter verschärfen.

Um den gesetzlichen Versorgungsauftrag auch künftig 
erfüllen zu können, müssen die gemeinnützigen 
Kliniken im Müttergenesungswerk die Möglichkeit haben, 
notwendige Investitionen zu tätigen, die den bedarfs- 
gerechten Erhalt und Ausbau von Klinikplätzen stärken. 
Die Tagessätze ermöglichen keine Rücklagenbildung 
für Investitionen und der Investitionsstau ist groß. 
Insgesamt werden 241 Millionen Euro in den nächsten 
Jahren für Investitionen in die Kliniken im MGW- 
Verbund benötigt.

Pflichtleistungen für Sorge-
arbeit Leistende schützen

Investitionen in die Gesund-
heitsversorgung 

Warum das wichtig ist

Warum das wichtig ist

Was Sie tun können

Was Sie tun können

Quellen: GKV-Statusbericht 2026, IGES-Institut

Quellen: MGW-Datenreport, MGW-Stellungnahme Bundeshaushalt 2026, 
Koalitionsvertrag 2025

Setzen Sie sich für den langfristigen Erhalt des 
gesetzlichen Anspruchs auf stationäre Vorsorge- 
und Rehabilitationsmaßnahmen ein. 

Stellen Sie sicher, dass Sparmaßnahmen in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nicht 
zulasten der Gesundheitsversorgung von Sorge- 
arbeit Leistenden und ihrer Rechte gehen. 

Weisen Sie darauf hin, dass der Schutz der Familie 
und insbesondere von Müttern eine staatliche 
Aufgabe mit Verfassungsrang ist (Art. 6 GG).

Machen Sie sich für eine Gesundheitspolitik stark, 
die Prävention als notwendige Investition 
versteht, um auch langfristige Folgekosten zu 
vermeiden.

Informieren Sie sich beim Müttergenesungswerk 
und verschaffen sich vor Ort einen Überblick 
über die Situation der Kliniken in Ihrer Region.

Setzen Sie sich für eine verlässliche Investitions-
förderung der gemeinnützigen Kliniken 
im Müttergenesungswerk ein und unterstützen 
Sie die Bereitstellung ausreichender Mittel 
im Bundeshaushalt. (Einzelplan 25: 893 07 -314 
Zuschüsse für überregionale Einrichtungen des 
Deutschen Müttergenesungswerks)

Plädieren Sie dafür, Investitionen in die Gesund-
heitsinfrastruktur als Voraussetzung für eine 
verlässliche Versorgung von Sorgearbeit Leisten-
den zu verstehen.
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Die Beratungsstellen im Müttergenesungswerk sind 
zentraler Bestandteil eines niedrigschwelligen 
und diskriminierungsfreien Zugangs zu stationären 
Vorsorge- und Rehabilitationsmaßnahmen. Sie beglei- 
ten Mütter, Väter und pflegende Angehörige von 
der Antragstellung bis zur Nachsorge. Sie tragen als 
Clearing-Stellen maßgeblich dazu bei, dass Betrof- 
fene die Unterstützung erhalten, die sie benötigen. 

Dennoch gibt es bislang keinen bundesweiten Rechts- 
anspruch auf vor- und nachstationäre Beratungsarbeit 
für Sorgearbeit Leistende und damit keine dauerhafte 
gesetzlich abgesicherte Finanzierung der Beratungs-
stellen. Die Folge: Rund 70 Beratungsstellen pro 
Jahr müssen ihre Arbeit aus finanziellen Gründen 
einstellen – und wichtige Zugangswege zur Gesund-
heitsversorgung gehen verloren.

Millionen Menschen pflegen ihre Angehörigen zu Hause – 
häufig über Jahre hinweg und unter hoher körper-
licher und psychischer Belastung. Aufgrund der rasant 
wachsenden Zahl pflegebedürftiger Menschen wird 
auch der Anteil pflegender Angehöriger und ihrer Heraus- 
forderungen weiter steigen. Dennoch haben pflegende 
Angehörige bislang keine gleichen Zugangsbedingungen 
zu stationären Vorsorgemaßnahmen wie Mütter und 
Väter. Es gilt der Grundsatz „ambulant vor stationär“ .

Die Ausschöpfung ambulanter Maßnahmen bei gleich- 
zeitiger Pflegeverantwortung ist unrealistisch und 
führt zur weiteren Vernachlässigung der Gesundheit. 
Wer dauerhaft Verantwortung für andere trägt, muss 
frühzeitig die Möglichkeit erhalten, die eigene Gesund- 
heit zu stärken. Nur so kann Pflege langfristig gelingen.

Beratungsstellen dauerhaft 
absichern

Pflegende Angehörige 
gleichstellen

Warum das wichtig ist

Warum das wichtig ist

Was Sie tun können

Was Sie tun können

Quellen: MGW-Factsheet Recht auf Beratung, MGW-Datenreport, 
InterVal/BIAG-Studie 2021

Setzen Sie sich für einen bundesweiten Rechts- 
anspruch auf vor- und nachstationäre Beratung  
für Mütter, Väter und pflegende Angehörige ein. 

Machen Sie sich für einen flächendeckenden Erhalt 
wohnortnaher Beratungsangebote stark, damit 
alle Betroffenen einen niedrigschwelligen, diskri-
minierungsfreien Zugang zu stationären Vorsorge- 
und Rehabilitationsmaßnahmen erhalten. 

Informieren Sie sich beim Müttergenesungswerk, 
suchen Sie den Austausch mit Beratungs- 
stellen in Ihrem Wahlkreis und bringen Sie dies 
in politische Entscheidungen ein.

Unterstützen Sie die Streichung des Grundsatzes 
„ambulant vor stationär“ bei Vorsorgemaßnahmen 
nach § 23 SGB V – analog zu den Regelungen für 
Mütter und Väter in § 24 SGB V. 

Machen Sie die Gesundheit pflegender Angehöriger 
zu einem festen Bestandteil der Pflegepolitik 
und zukünftiger Reformen. Ohne pflegende Ange-
hörige ist Pflege in Deutschland nicht möglich. 

Quellen: Pflegestatistik 2023 (Destatis), pflege.de-Studie 2025, Themenreport 
„Pflege 2030“ (Bertelsmann Stiftung 2025)

5

6

CARE-MANIFEST FÜR SORGEARBEIT LEISTENDE



Ärzt*innen stellen die medizinische Notwendigkeit 
einer Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnahme für 
Sorgearbeit Leistende fest. Dennoch werden täglich 
zahlreiche Anträge von den Krankenkassen 
abgelehnt. Dadurch verzögert sich der Zugang zu 
notwendigen Maßnahmen – oft mit negativen Folgen 
für die Gesundheit der Betroffenen. 

Medizinische Entscheidungen sollten sich an ärztlichen 
Verordnungen orientieren und eine Ablehnung nur 
in begründeten Ausnahmefällen nach Gutachten des 
Medizinischen Dienstes (MD) möglich sein. 

Ärztliche Verordnungen 
verbindlich machen
Warum das wichtig ist

Was Sie tun können

Quelle: Bundesrechnungshof, Bericht an den Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages, Gz. IX 6 - 2010 - 1002, 7.6.2011

Setzen Sie sich dafür ein, dass ärztliche Verord-
nungen für Vorsorgemaßnahmen nach 
§§ 23 und 24 SGB V verbindlich werden und 
eine Ablehnung nur nach Begutachtung 
durch den Medizinischen Dienst möglich ist, 
analog zu den Rehamaßnahmen nach §§ 40 
und 41 SGB V.

Sorgen Sie dafür, dass Versicherte frühzeitig 
und verbindlich über ihre Rechte wie das 
Wunsch- und Wahlrecht informiert werden.  
Und stärken Sie transparente und patient* 
innenorientierte Entscheidungsverfahren bei  
der Bewilligung von stationären Vorsorge-  
und Rehabilitationsmaßnahmen.

Setzen Sie sich für sie ein!
Mehr Infos unter muetter-auf-die-eins.de und 
muettergenesungswerk.de

Muetter-auf-die-Eins.de/#Manifest

Ihre politische Stimme stärkt die  
Gesundheit von Sorgearbeit Leistenden. 
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Elly Heuss-Knapp-Stiftung  
Deutsches Müttergenesungswerk

Rebekka Rupprecht 
Geschäftsführerin

030 33 00 29 22 
info@muettergenesungswerk.de 
www.muettergenesungswerk.de

Treten Sie mit uns in Kontakt. 
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